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ENTSCHLIESSUNGEN DES 4. DEUTSCHEN
VERKEHRSGERICHTSTAGES 1966 IN GOSLAR

1. Arbeitskreis: "Probleme des Begegnungs- und Abbiegeverkehrs nach der alten
und neuen Straßenverkehrsordnung"

("Rechtsfahren nach geltendem und künftigem Recht")

Der 1. Arbeitskreis hat über das Thema »Probleme des Begegnungs- und Ab-

biegeverkehrs nad1 der alten und neuen Straßenverkehrsordnung" ein Referat

des Oberstlandesgerid1tsrats Dr. MühIhaus, Münd1en, und über das Thema

"Red1tsfragen nadI geltendem und künftigem Red1t" ein Referat des Ober-

staatsanwalts Dr. Möhl, Geisenbrunn, gehört und ansd11ießend die sid1 aus den
Themen ergebenden Fragen diskutiert. Beide Referenten und die Mitglieder des
Arbeitskreises haben die Ziele des Entwurfs einer Straßenverkehrsordnung aus-
drücklid1 begrüßt.

Der Arbeitskreis gibt zu seinem Thema folgende Anregungen:

1. Statt der Fassung des § 2 Abs. 2 des Entwurfs: "ES ist möglid1st weit red1ts

zu fahren, nid1t nur bei Gegenverkehr, beim überholtwerden, in Kurven

und bei Unübersid1tlid1keit" sd11ägt er folgende Fassung vor:

»Fahrzeugfahrer haben sq weit red1ts zu fahren, wie es ihnen zuzumuten

ist, nid1t nur bei Gegenverkehr, beim überholtwerden, an Kuppen, in

Kurven und bei Unübersid1tlid1keit.".

2. Die jetzige Fassung des § 4 Abs. 5 des Entwurfs erweck.t den Ansd1ein, als

ob der Gesetzgeber das Vorbeifahren an einem vorübergehenden und an

ei!1em dauernden "Hindernis gleid1 behandeln will. Nad1 der Begründung

zum Entwurf soll jedod1 an der bisherigen Red1tspred1ung nid1ts geändert

werden, die hier einen Untersd1ied mad1t. Das müßte in der Formulierung
klarer zum Ausdruck. kommen. '

3. In § 7 Abs. 5 sowie in der übersd1rift zu § 7 des Entwurfs ist das Wenden

und Rück.wärtsfahr~n zu streid1en. Das Wenden gehört in § 8 Abs. 1 des

Entwurfs.
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4. Das Rüdt.wärtsfahren sollte als besonderer Fall der Fahrbahnbenutzung
entweder in § 2 oder als eigener Paragraph im Ansmluß an § 5 des Ent-
wurfs geregelt werden. Folgende Fahrregeln für das Rüdt.wärtsfahren wer-

den für erforderlim gehalten:

"Das Rüdt.wärtsfahren ist ein außergewöhnlimer Verkehrsvorgang. Es
ist auf das unbedingt Notwendige zu besmränken.

Es ist auf der Fahrbahnseite der Vorwärtsfahrt zurüdt.zustoßen. Aum
auf Einbahnstraßen darf zurüdt.gestoßen werden.

Der Rüdt.wärtsfahrer hat sim so zu verhalten, daß eine Gefährdung

anderer Verkehrsteilnehmer ausgesmlossen ist."

5. Der Arbeitsaussmuß war in der Frage, ob das sogenannte amerikanisme

System des Einbiegens namlinks zugelassen werden soll, geteilter Meinung.

Nam Ansimt des Arbeitskreises ist die jetzige Fassung des Entwurfs so auf-
zufassen, daß heide Systeme des Einbiegens, also der weite Bogen namlinks

und das sogenannte amerikanisme System, gleichberemtigt nebeneinander

stehen. Unter diesem Gesimtspunkt sind die Ausführungen in der Begrün-

dung zum Entwurf (Seite 80), die ansmeinend von einem Fortbestehen des

Gebots des Einbiegens nam links in weitem Bogen ausgehen, bedenklim.

Es müßte klar zum Ausdrudt. kommen, daß nimt nur beim amerikanismen
System des Einbiegens, sondern aum beim Einbiegen nach links in weitem

Bogen ein Verstoß gegen § 1 Abs. 2 des Entwurfs vorliegen kann, wenn der
Einbiegende durch die Art seines Einbiegens einen anderen gefährdet oder

behindert.

Diskussionsleitung: Bundesrimter Dr. Sanders, Karlsruhe

Referenten:. 1. Oberstlandesgerimtsrat Dr. Mühlhaus, Münmen

2. Oberstaatsa~walt Dr. Möhl, Geisenbrunn

"-
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2. Arbeitskreis: "Der Richter und der Sachverständige in Verkehrssachen"

Thes.e I:

Die ständig fortsdtreitende Entwiffilung der Erkenntniss~, insbesondere auf
~ temnisdt-physikalisdtem, verkehrsmedizinisdtem und verkehrs-psydtologis'dtem

Gebiet erfordert in Verkehrssachen eine Verstärkung der Zusammenarbeit des

Verkehrsridtters mit qualifizierten Sachverständigen.

These 11:

Die sadtgemäße Auswahl, die Zusammenarbeit zwischen Richter und Sadtver-

ständigen und deren gegenseitiges Verständnis sollten durdt regelmäßige Fort-
bildungsgelegenheiten gefördert werden. Audt aus diesem Grunde sollte es das
Ziel sein, eine Ridtterakademie zu schaffen.

These 111:

Die Hinzuziehung fähiger Sachverständiger darf nidtt an den Kosten sdteitern.
Die Gebührenregelung bedarf daher dringend der überprüfung. Die heutigen
Sätze sind in vielen Fällen unzureidtend.

Diskussionsleitung: Oberlandesgeridttspräsident Prof. Dr. Arndt, Bremen
Referenten: Dr. phil. Winkler, Hannover

Dipl.-Ing. Benz, Karlsruhe
'0 Landgeridttsdirektor Dr. Woldt, Hamburg

3. Arbeitskreis: ..Folgerungen aus dem 3. Teiz. des Gutachtens des Bundes-

gesundheitsamtes zur Frage der Verkehrsuntüchtigkeit infolge

Alkoholgenusses"

Angesidtts der steigenden Tendenz der mit sdtwersten Folgen verbundenen

Trunkenheitsdelikte im Straßenverkehr wird der Gesetzgeber dringend aufge-
rufen, alsbald unter Auswertung der Gutadtten des Bundesgesundheitsamtes bei

Erreidten eines bestimmten Gefahrengrenzwertes (0,8 %0 oder darunter) wegen
der allgeme~nen Gefährlidtkeit die Führung eines Kraftfahrzeuges unter Strafe
zu stellen.
Sm on der 3. Verkehrsgeridttstag im Jahre 1965 hat diese Forderung an den
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Gesetzgeber gestellt. Sie ist bisher unerfüllt geblieben und wird deshalb erneut .
und dringlim wiederholt.

Diskussionsleitung: Senatspräsident Dr. Fürstenhagen.- Hamburg
Referenten: Staatsanwalt von B~low, H~mburg "c.':\~

1Remtsanwalt Dr. Rlehm, Hamburg :\,;

,

,

4. Arbeitskreis: ..Strafzumessung"

Justiz und tJffentlimkeit fordern mit Remt, daß die überaus großen Unter-

smiede im Strafmaß bei der Aburteilung der Straßenverkehrsgefährdung (§ 315
c StGB) und der folgenlosen Fahrt unter Alkoholeinwirkung (§ 316 StGB) aus-
geglimen werden. ' -

Der Arbeitskreis »Strafzumessung" des'4. Deutsmen Verkehrsgerimtstages in

Goslar wünsd1t daher dringend, daß sid1 die Strafzumessung in diesen Fällen
künftig nam folgenden Grundsätzen rimten möge:

Im Normalfall der §§ 315 c oder 316 StGB (Ers~täter,mittlere Smuld) ersmeint
folgendes Strafmaß angemessen:

1. Gefängnisstrafe zwismen einem Monat und .drei Monaten mit Sttafausset-

zung zur Bewährung,

2. eine Bewährungsfrist von drei bis vier Jahren,

3. eine empfindlime Buße, z. B. bei Tätern ohne erheblid1e Unterhaltspflimten
etwa in Höhe eines Monatsnettoeinkommens.

4. Die Sperrfrist bei der Entziehung der Fahrerlaubnis sollte sim nimt an der
gesetzlimen Mindestgrenze halten.

pas Strafmaß bei Aburteilung von Wiederholungstätern sowie in Fällen smwe-

rer Smuld oder erheblid1er Folgen (tateinheitlimes Zusammentreffen mit Ver- f

letzungsdelikten oder Zusammentreffen mit Unfallflumt) ist nimt Gegenstand :

dieser 'Empfehlung.

Begründung:

Die bisher vorliegenden Ergebnisse der wissensmaftlicl1en Forsmung einsmi. der

Statistik erlauben keine zuverlässige Aussage über die ~irkung der General-
prävention auf den möglid1en Täterkreis. Regionale E~gebnisse sind smon des-
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halb nicht repräsentativ, weil nid1t bekannt ist, ob die Täter im Bezirk wohnhaft
sind. Generalpräventive Gesichtspunkte haben daher bei dieser Entschließung

nimt den Aussd1lag geben können.
Freiheitsstrafe erscheint schon bei Ersttätern deshalb am Platze, weil sie -
anders als bei zahlreichen anderen Delikten - vom Gesetz hier in er s te r Stelle

angedroht ist. Hinzu kommt, daß nad1 den Rid1tlinien des Entwurfs für ein

neues Strafgesetzbud1 von 1962 für die Strafzumessung in § 60 bei der Bewer-

tung aum fahrlässiger Taten das Maß der Pflichtwidrigkeit im Vordergrund
steht, während Tatfolgen und persönlichkeitsbezogene Umstände erst danad1

zu berüd!:sid1tigen sind.
Durch die vom Arbeitskreis empfohlene Erhöhung der Gefängnisstrafen in Ver-
bindung mit empfindlid1en Bußen würde dem W,illen des Gesetzgebers, dem

Strafzwed!: und dem öffentlid1en Interesse genüg~nd Red1nung getragen werden.

Diese Empfehlungen sollen dem Bundesjustizministerium, den Justizministerien

und Justizsenatoren der Länder sowie allen Gerichten zur Kenntnis gebracht

werden.

Diskussionsleitung: Senatspräsident Dr. Meier-Braned!:e, Braunsd1weig

Referenten: Priv.-Dez. Dr. med. Lewrenz, Hamburg
Amtsgerid1tsrat Seib, Berlin

Amtsgerichtsrat Dr. Middendorff, Freiburg

5. Arbeitskreis: "Probleme der Umstellung 'Von Verkehrsübertretungen auf
Ordnungswidrigkeiten" , .

Der 5. Arbeitskreis empfiehlt dem plenum des Verkehrsgerid1tstages die An-

nahme folgender Thesen:

1. Der Verkehrsgerichtstag begrüßt die vorliegeD-den Entwürfe zur Neugestal-

tung des Bußgeldverfahrens, da sie im Prinzip eine geeignete Grundlage

dafür sind, die Masse der leid1teren Verkehrszuwiderhandlungen aus dem

kriminellen Unred1t herauszulösen.

2. Mit den vorliegenden Entwürfen zur Neugestaltung des Bußgeldverfahrens
sind die aud1 vom 1. Verkehrsgerid1tstag geforderten Voraussetzungen für
eine Umstellung von Verkehrsübertretungen auf Ordnungswidrigkeit~n
weitgehend erfüllt. Die Verabschiedung dieser Gesetze sollte nunmehr ohne

Verzug vorgenommen werden.
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3. In dem neuen Bußgeldverfahren sollten - außer einem Verwarnungsgeld,

bis zur Höhe von 5,-- DM - für leimtere Zuwiderhandlungen feste Bußgeld-

taxen bis zur Höhe von 20,- DM vorgesehen werden (sogenanntes Ticket-

verfahren). Zur Besmleunigung des Verfahrens sollten die Arbeitsabläufe

möglichst vereinfacht und alle tedmischen Möglimkeiten ausgenutzt werden,
z. B. durm elektronisme Datenverarbeitung. Jedom sollte von dem reinen

schriftlimen Verfahren abgesehen werden, wenn es sich um bedeutsamere

Zuwiderhandlungen handelt und aus Gründen der Verkehrserziehung eine

mündlime Erörterung mit dem Betroffenen angezeigt ersmeint.

4. Von der Umstellung sollten auch die sogenannten unfallträmtigen über-
tretungen nimt ausgenommen werden. Eine weitere Aufwertung von über-

tretungen zu Vergehen ersmeint im gegenwärvigen Zeitpunkt nimt ange-
bramt und würde die gesetzgeberismen Beratungen unnötig ersmweren und

verzögern. Aum bei den sogenannten unfallträmtigen Zuwiderhandlungen

kommt es nimt ~n erster Linie auf ihre remtsdogmatisme Einordnung und

nimt darauf an, daß sie mit einer Kriminalstrafe geahndet werden; im In-

teresse der Verkehrserziehung ist es besser, daß sie in ihrer großen Masse

erfaßt und zügig behandelt werden. Mit Rü~simt auf die wüns.menswerte

besmleunigte Einführung des Bußgeldverfahrens sollen die vom 1. Verkehrs-
gerimtstag geäußerten und teilweise nom bestehenden Bedenken gegen eine

untersmiedslose Umstellung aller bisherigen übertretungstatbestände zu-
rüdtgestellt werden.

5. Zuständige Verwaltungsbehörde für die Festsetzung von Geldbußen wegen.
Verkehrsordnungswidrigkeiten sollte die Po1izeibehörde oder Polizeidienst-
stelle sem, die von der jeweiligen Landesregierung entspremend der unter-
smiedlimen Polizeiorganisation in den Ländern näher bestimmt wird.

6. Die gesetzgeberischen Maßnahmen sollten nimt besmränkt bleiben auf die

Einführung eines Bußgeldverfahrens für die bisherigen Verkehrsübertre-
tungen. Es sollte vielmehr darüber hinaus angestrebt werden, die im Strafge-
setzbum enthaltenen Strafvorsmriften den Besonderheiten des Verkehrsun-

remts weiter anzupassen. Ferner wird empfohlen, die dem Rimter zur Ver-

fügung stehenden Maßnahmen zu erweitern; als ein erster Smritt in dieser

Richtung wird die vom Bundestagssonderausschuß Strafremt in Betramt

gezogene Möglimkeit einer Verwarnung mit Strafvorbehalt für leimtere

Vergehen ausdrüdtlich begrüßt.

Diskussionsleitung: Amtsgerimtsrat Kruse, Hamburg
Referent: Amtsgerichtsrat Schütt, Hamburg
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6. Arbeitskreis: "Die Bedeutung des prima-facie-Beweises in Schadensersatz-

prozessen aus Verkehrsunfällen"

1. Das Rechtsinstitut des prima-facie-Beweises (Anscheinsbeweis oder Beweis

des ersten Anscheins) hat sim bewährt. Es gibt dem Rimter die Mliglimkeit,
mit Hilfe von Erfahrungssätzen aum bei solmen Verkehrsunfällen zu sad1-

gerechten Ergebnissen zu gelangen, in denen der Gesmädigte den ansprum-

begründenden Tatbestand auf andere Weise nimt in"allen Einzelheiten zu
beweisen vermag, und gewisse Teile des Sad1verhalts unaufklärbar bleiben.

2. Die Rechtspremung des BGH, der bei dem Ansmeinsbeweis eine sehr weit-
gehende Nad1ptüfungsbefugnis für sim in Ansprum nimmt, wird insoweit

im Interesse der Remtseinheit und Remtssid1erheit für samgemäß gehalten.

3. Die eingehenden Diskussionen über den praktismen Anwendungsbereim des
Anscheinsbeweises .in Einzelfällen ergab keine Bedenken gegen die Grund-

sätze, die der BGH in seiner Remtspremung hierzu entwid-.elt hat.
\

4. Der Arbeitskreis hat sim eingehend mit der Frage befaßt, ob und inwieweit
die Grundsätze des Ansmeinsbeweises herangezogen werden können zur

Beurteilung des Versmuldensgrades (grobe Fahrlässigkeit, Vorsatz) und zur

Frage der "Unabwendbarkeit" (§ 7 StrVG u. a.), ohne insoweit zu absmlie-

ßenden Ergebnissen zu gelangen.
.

Diskussionsleitung: Bundesrimter Dr. Kreft, Karlsruhe

Referenten: Direktor Dr. Sanden, Münmen

: Oberlandesgerimtsrac Dr. Himer, Hamburg

I 7. Arbeitskreis: Beschleunigung der zivilrichterlichen Entscheidung in Verkehrs-
I
I prozessen

I. Die gesetzlid1en, insbesondere die verfahrensremtlimen Möglimkeiten rei-

chen zur Besmleunigung des zivilred1tlimen Verkehrsprozesses aus, wenn

sie voll ausgesmöpft werden.

11. Es wird empfohlen, die zivilred1tlimen Verkehrsamen bei besonderen Abtei-

lungen, Kammern und Senaten zusammenzufassen. Es ist zu begrüßen, wenn

in solchen Sprud1körpern Rimter mit einsd1lägigen Kenntnissen und Erfah-

rungen eingesetzt werden. Der Erledigung der Verkehrsunfallprozesse würde
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es auclt förderliclt sein, wenn die Besetzung dieser Spruchkörper für längere

Zeiträume mögLicltst gleiclt bliebe.

Diskussionsleitung: Senatspräsident Freytag, Hamburg
Referenten: 1. Reclttsanwalt Dr. Seehon, Münclten

2. Landgericlttsdirektor Dr. Baltschun, Hamburg i'

!

8. Arbeitskreis: »Die Neuordnung des Schiffahrt-Verkehrsrechts"

(See- und Binnenschiffahrtsrecht)
I

Auf dem Gebiet der Seescltiffahrt sind die Verkehrsregeln und die Vorscltriften f

über die Siclterheit der Fahrzeuge weitgehend durclt den Internationalen Scltiffs-

siclterheitsvertrag von 1960, der 1965 lin Kraft getreten ist, bestimmt. Trotzdemsind zahlreiclte nationale Remtsvorschriften erforderlim, welche die internati- '

onalen Vorscltriften ergänzen oder ausfüllen. Der Bundesminister für Verkehr

hat hierfür durm das Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der

Seeschiffahrt vom 24. 5. 1965 ausreichende Ermämtigungen erhalten. Von den
neuen ReclttsvorsmIiiften sind hervorzuheben staatliche Simerheitsvorsmriften

für Fismereifahrzeuge und einige Vorscltriften für kleinere Fahrzette, die auf
den Küstengewässern verkehren. Insbesondere soll eine Verordnung erlassen
werden, die für stärkere Motorboote einen Führerschein vorscltreibt, wobei die
Abnahme von Prüfungen und die Erteilung der Zeugnisse dem Deutschen Motor-
Yacltt- Verband übertragen werden soll.
Die Strafvorscltriften für den Seeverkehr sind im Laufe der Zeit übersiclttliclter
geworden. Als Transportgefährdung (§ 315 StGB) werden nur scltwerwiegende

Eingriffe in den Schiffsverkehr geahndet, die eine Gefahr für Leib oder Leben
oder fremde Sachen von bedeutendem Wert herbeiführen. Grobe Pflimtver-

letzungen gegen Simerheitsvorsmriften, die eine derartige Gefahr nimt be-

gründen, sind naclt § 315a StGB als Vergehen mit geringerer Strafe bedroht.

Einfache Pflimtverstöße können heute naclt dem neuen Aufgabengesetz für die

Seescltiffahrt als Ordnungswidrigkeiten mit Geldbußen im Verwaltungswege
geahndet werden.

Ministerialrat Dr. Breuer
,.
r
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r 8. Arbeitskreis: "Die Neuordnung des Schiffahrt-Verkehrsrechts" ,

(See- und Binnenschiffahrtsrecht)

,

I

f Ergebnisse
I

r 1. De~ Arbeitskreis betont die Notwendigkeit,. bei .der Revisi~n ~er Binnen-
sd11ffahrts-Straßenordnung und der Rhemsd11ffahrts-Pohzelverordnung

durd1 einheitliche und übersichtlid1e, im allgemeinen Teil für alle im Ver-
bund miteinander stehenden Wasserstraßen gleiche Vorschriften - z. B.
über die Zeichengebung - die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu

I fördern und damit einer überforderung der Schiffsführungen entgegen-

zuwirken. Bei dieser Revision müssen die Entwicltlung des Verkehrs, die Ver-

hältnisse auf den Wasserstraßen, die Betriebsformen, die Schubschiffahrt,
die Radarfahrt, die Rationalisierungsbestrebungen und die Teilautomati-
sierungberücltsichtigt werden. Die gleichen Gesichtspunkte sollten insbeson-
dere aud1 bei den Hafen-Verordnungen bead1tet werden. Eine kommende
Europäisd1e Binnenschiffahrts-Straßenordnung werde nur dann einen Sinn

r haben, wenn auch sie diesen Grilndsätzen folgt. Von der Möglichkeit zu An-
ordnungen vorübergehender Art nach § 116 Binnenschiffahrts-Straßen-
Ordnung und § 102 Rheinschiffahrts-Polizei-Verordnung solle möglichst
einsd1ränkend Gebrauch gemacht werden.

2. Der Arbeitskreis bestätigt noch einmal in Würdigung der gegen seine Vor-
smläge geltend gemamten Bedenken di~ im vergangenen Jahr aufgestellte
These, daß eine Verlagerung der strafgerimtlimen Zuständigkeit in der
Behandlung nautisd1er Verstöße von den sad1kundigen Schiffahrtsgerid1ten
zu den in Smiffahrtssachen nid1t spezialisierten allgemeinen Strafgerichten
vermieden werden müsse. Der Arbeitskreis bittet den Verkehrsgerichtstag, als
vorläufige Notlösung an die Landesregierungen mit der Bitte heranzutreten,
wenigstens durm Verordnung nach § 58 Abs. 1 GVG eine gewisse Konzen-

trierung bei sachkundigeren Gerichten zu erreichen.

Um eine wirklich befriedigende Lösung zu erzielen, möge der Verkehrsge-
rimtstag an den Bundestag, einzelne Bundestag~abgeordnete und die Bun-

desregierung mit der Bitte herantreten, den § 2 des Gesetzes über das gerimt-

lid1e Verfahren in Binnensd1iffahrts- und Rheinschiffahrtssachen dahin zu

ändern, daß neben den Zuwiderhandlungen gegen strom- und smiffahrts-

polizeilime Vorsd1riften auch Vergehen, die im Zusammenhang mit der Aus-

übung des Sd1iffsverkehrs begangen werden, als Binnenschiffahrtssamen im

Sinne dieses Gesetzes angesehen werden.
3. Der Arbeitsausschuß hält es für erfordedid1, daß die gesetzlid1en Voraus-

setzungen dafür gesmaffen werden, daß alle Gerichte und Behörden ihre
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nam der StPO und ZPO oder auch sonstigen Vorschriften Zu bewirkenden

:Zustellungen durm die Wasserschutzpolizei bzw. im Ausland durm die See-

mannsämter durd1geführt werden können.

4. Der Arbeitskreis hat sim eingehend mit den Problemen befaßt, welme die

die Smiffahrt betreffenden Vorsd1riften des 2. Gesetzes zur Sid1erung des

Straßenverkehrs gebracht haben, insbesondere mit der Frage des eine Fahr-

untücht.igkeit bedingen~en B!ut~lkoholg~h.~lts bei der Führung. eines Sdtiffes I

und mIt den grob pfllchtwldngen Verstoßen gegen Vorsmnften. Er em- l

pfiehlt, auf einem kommenden Verkehrsgerid1tstag einen Arbeitskreis für !

die Untersuchung der sim aus den §§ 315 ff. StGB entstehenden Fragen

einzusetzen. Dabei sollte aum geprüft werden, 01} der in dem § 31Sa Abs. 1
Nr. 1 und 316 StGB erfaßte Personenkreis umfassend genug ersmeint, und

ob nicht aum die Fahrerflucht im Wasserverkehr als Straf tatbestand vorge-
sehen werden solle.

5. Der Arbeitskreis hat eingehend die Frage erörtert, ob eine Führersd1ein-

und Kennzeimnungspflimt für Sportfahrzeuge notwendig ist, um Behin-

derungen des Sdriffsverkehrs einzusmränken. Er hält es für erforderlich,

diese Frage auf dem nämsten Verkehrsgerimtstag nom einmal zu behandeln

und in der Zwismenzeit das für eine Beurteilung notwendige Tatsamen-

material zu sammeln. !

Diskussionsleitung: Ministerialrat Fettbadl:, Bundesverkehrsministerium

Referenten:

(Seesdtiffahrt) Ministerialrat Dr. Breuer, Bundesverkehrsministerium

(Binnenschiffahrt) Assessor Pabst, Duisbur~ f

. !
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